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Dieses Dokument entspricht den Anforderungen eines Registrierungsformulars für Banken 
gemäß Art. 14 und Anhang XI der Verordnung (EG) Nr. 809/2004. Der Inhalt dieses 
Registrierungsformulars kann per Verweis in einen Basisprospekt einbezogen werden. Es 
kann für Schuldtitel, derivative Wertpapiere und nicht unter Art. 4 der Verordnung (EG) Nr. 
809/2004 fallende Wertpapiere verwendet werden. 

 

Das Registrierungsformular stellt kein Angebot oder eine Aufforderung zur Abgabe eines 
Angebots zur Zeichnung oder zum Kauf von Wertpapieren der Emittentin dar und ist nicht 
als Empfehlung zu verstehen, dass Empfänger dieses Registrierungsformulars Wertpapiere 
der Emittentin zeichnen oder kaufen sollen. 
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A. Risikofaktoren 

Potentielle Anleger von Wertpapieren, die unter einem jeweiligen Basisprospekt, in den der Inhalt 
dieses Registrierungsformulars per Verweis einbezogen ist, oder einem anderen Prospekt, für den 
dieses Registrierungsformular als Bestandteil gilt, begeben werden, sollten die nachfolgend 
beschriebenen Risikoinformationen und die übrigen in diesem Registrierungsformular enthaltenen 
Informationen sorgfältig lesen und ihre Entscheidung zum Erwerb von Wertpapieren der Emittentin 
nur auf Grundlage der Prüfung des gesamten Prospekts treffen. 
 
Die nachfolgende Aufzählung der Risikofaktoren beschreibt alle wesentlichen Risiken, welche der 
Emittentin zum Datum dieses Registrierungsformulars bekannt sind. Die hier dargestellten Risiken 
können einzeln, aber auch kumulativ eintreten und sich dadurch gegenseitig verstärken. 

Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass eine Anlage in den Wertpapieren unbekannten 
oder unvorhersehbaren Risiken unterworfen sein kann.  

Die Reihenfolge der Risikofaktoren enthält keine Aussage über das Ausmaß ihrer jeweiligen 
möglichen wirtschaftlichen Auswirkung im Falle eines Eintretens und die Realisierungs-
wahrscheinlichkeit der dargestellten Risiken.  

 

1. Allgemeine Bankrisiken 

Die Emittentin ist den üblichen Bankrisiken ausgesetzt, die ihre wirtschaftliche Lage negativ 
beeinflussen können. Diese üblichen Bankrisiken können die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
und dabei insbesondere die Fähigkeit der Emittentin, ihre Verpflichtungen aus den Wertpapieren zu 
erfüllen, negativ beeinflussen und können damit zu einem teilweisen oder vollständigen Wertverlust 
der emittierten Wertpapiere führen. 

Wesentliche Risiken der Emittentin sind das Adressenausfallrisiko (Kreditrisiko), das 
Marktpreisrisiko, das Liquiditätsrisiko sowie operationelle Risiken.  

 

1.1. Adressenausfallrisiko 

Das Adressenausfallrisiko (auch „Adressausfallrisiko“) bezeichnet das Risiko eines Verlustes oder 
entgangenen Gewinns auf Grund des Ausfalls oder der Bonitätsverschlechterung eines 
Geschäftspartners und umfasst folgende Risiken:  

(a) Das Kredit- oder Ausfallrisiko bezeichnet insbesondere das Risiko des Verlustes, falls ein 
Kreditnehmer, beispielsweise durch Insolvenz, seine Verpflichtungen im Rahmen einer 
Kreditvereinbarung nicht erfüllen kann. Zu unterscheiden sind Einzelkreditrisiken und 
Kreditportfoliorisiken. 

(b) Das Kontrahentenrisiko bezeichnet das Risiko des Verlustes, dass insbesondere im Rahmen 
von Handelsgeschäften, der Kontrahent seiner Verpflichtung zur Zahlung oder Lieferung nicht 
nachkommt.  

(c) Das Länderrisiko bezeichnet alle Risiken die sich aus internationalen Geschäften ergeben und 
deren Ursachen nicht beim Vertragspartner selbst, sondern in dem Land in dem er seinen Sitz 
hat liegen. Die Risiken gehen insbesondere aus dem unmittelbaren ökonomischen, sozialen 
und/oder politischen Umfeld eines bestimmten Landes hervor und sind spezifisch für das 
jeweilige Land zu sehen.  

(d) Das Anteilseignerrisiko bezeichnet das Risiko des Verlustes, dass nach Zurverfügungstellung 
von Eigenkapital an Dritte entstehen kann. 

Das Adressenausfallrisiko stellt eine bedeutende Risikokategorie dar, da das Kreditgeschäft ein 
Kerngeschäftsfeld der Emittentin ist. 
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1.2. Marktpreisrisiko 

Als Marktpreisrisiko bezeichnet man potenzielle Verluste, die sich aus Handels- und 
Anlagebuchpositionen (in den Kategorien Aktien, Renten, Devisen und Derivate) auf Grund von 
nachteiligen Veränderungen von Marktpreisen oder preisbeeinflussenden Parametern (einschließ-
lich von Veränderungen der Volatilität oder Liquidität) an den Finanzmärkten ergeben können.  

Unter den Marktpreisrisiken des Anlagebuchs haben das allgemeine Zinsänderungsrisiko (Risiko 
aus der Veränderung der Swap-/Bundzinskurve) und das Spreadrisiko (Risiko aus der Veränderung 
emittentenspezifischer Zinskurven) die größte Bedeutung. 

Veränderte Zinssätze können sich außerdem über das Festpreisrisiko negativ auswirken, wenn 
einerseits Festkonditionen und andererseits variable Konditionen vereinbart sind.  

Solche nachteiligen Veränderungen können zu unvorhergesehenen Verlusten, zu einer 
Verschlechterung der Ertragslage oder zu einer Verschlechterung des Geschäftes der Emittentin 
und ihres Betriebsergebnisses führen. 

 

1.3. Liquiditätsrisiko 

Unter Liquiditätsrisiko wird das Risiko verstanden, mangels liquider Mittel gegenwärtige oder 
zukünftige Zahlungsverpflichtungen im Zeitpunkt der Fälligkeit nicht vollständig erfüllen zu können 
(operatives Liquiditätsrisiko) oder bei Bedarf nicht ausreichend Liquidität zu den erwarteten 
Konditionen beschaffen zu können (strukturelles Liquiditätsrisiko) oder Geschäfte auf Grund 
unzulänglicher Markttiefe oder von Marktstörungen nicht oder nur mit Verlusten auflösen oder 
glattstellen zu können (Marktliquiditätsrisiko). 

 

1.4. Operationelle Risiken 

Operationelle Risiken oder Betriebsrisiken sind potenzielle zukünftige Ereignisse mit negativen 
Auswirkungen auf die Emittentin, die insbesondere durch menschliches Fehlverhalten, die 
Unangemessenheit oder das Versagen von internen Prozessen oder Systemen oder durch externe 
Ereignisse entstehen. Teilrisiken sind insbesondere Personalrisiken, rechtliche Risiken und Risiken 
die mit Gebäuden, Technik und IT-Systemen verbunden sind. 

 

2. Besondere Bankrisiken 

2.1. Risiken aus einer Veränderung des Ratings 

Die genossenschaftliche FinanzGruppe, bestehend aus über 970 Volks- und Raiffeisenbanken – 
darunter auch der Emittentin – und den genossenschaftlichen Spitzeninstituten – hat am 13. 
Dezember 2017 ein Rating von Fitch Deutschland GmbH, Taunusanlage 17, 60325 Frankfurt am 
Main und am 01. Februar 2018 von Standard & Poor´s Credit Market Services Europe Limited 
(S&P), Neue Mainzer Straße 52, 60311 Frankfurt am Main, erhalten. Die Ratingagenturen bewerten 
die kurz -und langfristige Kreditwürdigkeit als hoch. Zudem wird der Ausblick als stabil und die 
Wahrscheinlichkeit einer Unterstützung innerhalb der Verbundunternehmen als hoch angesehen.  

Sollte sich das Geschäftsumfeld, das Risikoprofil oder die Rentabilität der Volks- und 
Raiffeisenbanken verschlechtern, könnte dies zu einer geänderten Einschätzung der 
Ratingagenturen führen. Hierdurch würden sich die Refinanzierungskosten erhöhen, die Rentabilität 
und die Wettbewerbssituation verschlechtern. 

Dadurch könnte die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage negativ beeinflusst werden und es könnte 
ein Wertverlust bei den emittierten Wertpapieren eintreten. 
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2.2. Wettbewerbsrisiken 

Angestammtes Geschäftsgebiet der Emittentin ist die Region Süddeutschland, sowie die Bistümer 
Dresden-Meißen und Görlitz. Starker Wettbewerb in Deutschland, insbesondere in der Region 
könnte zu einer wesentlichen Verschlechterung der Geschäftsmöglichkeiten und Konditionen 
führen. Dadurch könnte die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage negativ beeinflusst werden und 
es könnte ein Wertverlust bei den emittierten Wertpapieren eintreten. 

 

2.3. Risiken durch eine Unterbrechung des Geschäftsbetriebes  

Unvorhergesehene Ereignisse wie schwere Naturkatastrophen, Terroranschläge oder sonstige 
Notstände vergleichbaren Ausmaßes können zu einer Unterbrechung des Geschäftsbetriebes der 
Emittentin und so zu erheblichen Verlusten führen – etwa von Eigentum, Kapitalanlagen, 
Handelspositionen oder Mitarbeitern in Schlüsselpositionen. Unvorhergesehene Ereignisse können 
zusätzliche Kosten verursachen oder die Kosten der Bank erhöhen (z.B. für Versicherungsprämien). 
Auch können sie zur Folge haben, dass bestimmte Risiken nicht mehr versichert werden können 
und so das Risiko der Bank steigt.  

Dadurch könnte die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage negativ beeinflusst werden und es könnte 
ein Wertverlust bei den emittierten Wertpapieren eintreten. 

 

2.4. Beteiligungsrisiken 

Unter Beteiligungsrisiken ist die Gefahr von unerwarteten Verlusten zu verstehen, die sich aus einer 
Senkung des Marktwertes der Beteiligungen der Emittentin unter ihren Buchwert ergeben. 

Dadurch könnte die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage negativ beeinflusst werden und es könnte 
ein Wertverlust bei den emittierten Wertpapieren eintreten. 

 

3. Verpflichtungen im Zusammenhang mit Sicherungseinrichtungen 

Die Emittentin ist der Sicherungseinrichtung des Bundesverbands der Deutschen Volksbanken und 
Raiffeisenbanken e.V. („BVR-SE“) sowie der Institutssicherung der BVR Institutssicherung GmbH 
(„BVR-ISG“) angeschlossen. Die Emittentin beteiligt sich mit Beiträgen und der Übernahme von 
Garantieverpflichtungen an der Finanzierung der Sicherungssysteme. Im Rahmen der BVR-SE hat 
die Emittentin aktuell eine Garantieverpflichtung in Höhe von EUR  8.013.360,00 übernommen.  

Durch die Garantieverpflichtung aus der BVR-SE und durch eine eventuell erhöhte 
Inanspruchnahme aus Beitragsverpflichtungen im Zusammenhang mit den Sicherungssystemen 
können sich negative Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ergeben und es 
könnte ein Wertverlust bei den emittierten Wertpapieren eintreten. 

 

4. Unerkannte oder unvorhersehbare Risiken 

Die Methoden und Verfahren zur Risikomessung, -überwachung und -steuerung der Emittentin 
könnten trotz Beachtung der gesetzlichen Vorgaben unzureichend sein und die Bank unerkannten 
oder unvorhergesehenen Risiken aussetzen. 

So könnte sich herausstellen, dass die Verfahren und Methoden der Emittentin in einem bestimmten 
wirtschaftlichen Umfeld oder hinsichtlich bestimmter Risiken, darunter auch solche, die die 
Emittentin nicht erkennt oder vorhersieht, zur Begrenzung der Risiken nicht voll wirksam sind. Die 
Instrumente könnten ungeeignet sein, künftige Risiken abzuschätzen, wie sie sich beispielsweise 
aus Faktoren ergeben können, die die Emittentin nicht vorhergesehen oder in ihren statistischen 
Modellen nicht angemessen berücksichtigt hat. Dies könnte zu unvorhergesehenen erheblichen 
Verlusten führen.  
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Dadurch könnte die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage negativ beeinflusst werden und es könnte 
ein Wertverlust bei den emittierten Wertpapieren eintreten. 

 

5. Risiken resultierend aus dem besonderen regulatorischen Umfeld 

Die nachfolgenden Darstellungen zu Risiken resultierend aus dem regulatorischen Umfeld können 
sich nachteilig auf das Geschäft, das Betriebsergebnis oder die Finanzlage der Emittentin und ihrer 
Tochtergesellschaften auswirken. 

 

5.1. Aufsichtsrechtliche Änderungen oder Eingriffe könnten sich auf das Geschäft 
der Emittentin und ihrer Tochtergesellschaften nachteilig auswirken 

Die Emittentin und ihre Tochtergesellschaften unterliegen in jeder Jurisdiktion, in der sie Geschäfte 
betreiben, den dort für Bank- und Finanzdienstleistungen geltenden Gesetzen und Vorschriften. Die 
Aufsichtsbehörden haben weitreichende Überwachungskompetenzen über viele Aspekte des 
Finanzdienstleistungsgeschäfts, einschließlich der Punkte Liquidität, Kapitaladäquanz und 
zulässige Anlagen, ethische Fragen, Geldwäsche, Datenschutz, Aufzeichnungen sowie 
Vermarktungs- und Verkaufspraktiken. Die für die Emittentin und ihre Tochtergesellschaften derzeit 
für Bank- und Finanzdienstleistungen geltenden Gesetze, Vorschriften und Richtlinien können sich 
jederzeit in einer Weise ändern, die sich wesentlich nachteilig auf ihr Geschäft auswirkt. Des 
Weiteren können Änderungen bei bestehenden Gesetzen und Vorschriften für Bank- und 
Finanzdienstleistungen die Art, in der sie ihr Geschäft betreibt, sowie die von ihnen angebotenen 
Produkte und Dienstleistungen und den Wert ihres Vermögens wesentlich beeinträchtigen. 

Des Weiteren sind Aufsichtsbehörden ermächtigt, gegen die Emittentin und ihre 
Tochtergesellschaften Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren einzuleiten, die unter anderem zur 
Aussetzung oder zum Widerruf ihrer Zulassungen oder zu Unterlassungsanordnungen, Geldstrafen, 
zivil- und strafrechtlichen Sanktionen oder sonstigen Disziplinarmaßnahmen führen könnten.  

Diese Verfahren und/oder aufsichtsrechtliche Initiativen oder Durchsetzungsmaßnahmen könnten 
wesentlich nachteilige Auswirkungen auf das Geschäft, das Betriebsergebnis oder die Finanzlage 
der Emittentin und ihrer Tochtergesellschaften haben. 

 

5.2. Verstärkte aufsichtsrechtliche Bemühungen, neue Vorschriften und die 
striktere Durchsetzung bestehender Vorschriften können erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf das Bankgeschäft haben 

Die weltweite Finanzkrise hat zu verstärkten aufsichtsrechtlichen Bemühungen auf nationaler und 
internationaler Ebene, zur Einführung neuer Vorschriften und zur strikteren Durchsetzung der 
bestehenden auf den Finanzsektor anwendbaren Vorschriften geführt. Dies könnte sich erheblich 
auf die Kosten auswirken und beträchtliche nachteilige Auswirkungen auf den Umfang der 
Aktivitäten der Finanzinstitute haben. 

Aufgrund der Finanzkrise haben viele Regierungen und internationale Organisationen erhebliche 
Änderungen der Bankenregulierung vorgenommen. Insbesondere befinden sich die 
Reformmaßnahmen, die vom Baseler Ausschuss zur neuen Baseler Eigenkapitalvereinbarung über 
die Eigenkapitalanforderungen für Finanzinstitute entwickelt wurden (das sogenannte „Basel-III-
Paket“), seit 2010 in Umsetzung und führten zu höheren Anforderungen insbesondere bezüglich 
der Mindestkapitalausstattung. Darüber hinaus sind weitere aufsichtsrechtliche Anforderungen wie 
die Liquiditätsdeckungsquote („LCR“) und die Strukturelle Liquiditätsquote („NSFR“) umgesetzt 
worden, die für Kreditinstitute wie die Emittentin von großer Bedeutung sind.  

Innerhalb der EU wurden die neuen Anforderungen auf Basis eines Pakets von Änderungen der 
Eigenkapitalrichtlinie (aufgrund der EU-Richtlinie 2013/36/EU in ihrer jeweils geänderten oder 
ersetzten Fassung („CRD IV“) und des entsprechenden deutschen Ausführungsgesetzes, des 
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2013/36/EU über den Zugang zur Tätigkeit von 
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Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur 
Anpassung des Aufsichtsrechts an die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 über Aufsichtsanforderungen 
an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen (das “CRD IV-Umsetzungsgesetz”)) sowie der neu 
eingeführten Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung 
der Verordnung (EU) Nr. 646/2012 (in der jeweils geänderten, ergänzten oder ersetzten Fassung 
die „CRR“ und zusammen mit den zugehörigen regulatorischen und technischen Standards und der 
CRD IV sowie dem CRD IV-Umsetzungsgesetz das “CRD IV/CRR-Paket”) umgesetzt. Die CRR trat 
ab 1. Januar 2014 in Kraft und ersetzte weitgehend die früheren nationalen Vorschriften zur 
Eigenkapitalausstattung und Liquidität. In Anbetracht der Tatsache, dass die CRD IV und CRR 
weiteren Präzisierungen im Rahmen von Durchführungsmaßnahmen unterliegen werden und die 
zuständigen Aufsichtsbehörden ihre Auffassung zur Auslegung der entsprechenden Regelungen 
teilweise noch entwickeln müssen, unterliegen die Auswirkungen dieser regulatorischen 
Anforderungen weiteren Überprüfungen, Umsetzungen und Überarbeitungen. 

Gemäß dem CRD IV/CRR-Paket werden die Eigenkapitalanforderungen für Kreditinstitute in 
Zukunft sowohl qualitativ als auch quantitativ erheblich verschärft. Neben der stufenweisen 
Einführung der neuen Eigenkapitalquoten bis 2019 sieht das CRD IV/CRR Paket eine 
Übergangsphase bis Ende 2021 für Kapitalinstrumente vor, die derzeit als regulatorisches 
Kernkapital anerkannt werden, jedoch die künftigen Anforderungen an das Kernkapital (CET1-
Kapital) nicht erfüllen. Über die CRR bzw. ihre Fortentwicklungen hinausgehende 
institutsindividuelle Eigenmittelanforderungen oder Liquiditätsanforderungen können sich 
insbesondere im Kontext von Stresstests, in denen die Entwicklung der Eigenmittel unter der 
Annahme nachteiliger Umfeldbedingungen untersucht wird, und von Untersuchungshandlungen auf 
Anordnung der zuständigen Aufsichtsbehörden ergeben. Es besteht das Risiko, dass die Emittentin 
etwaige erforderlich werdende Eigenmittel nicht oder nur zu erhöhten Kosten beschaffen kann oder 
sich gezwungen sieht, ihre Risikoaktiva zu reduzieren und dementsprechend Geschäftsaktivitäten 
abzubauen. Dies könnte nachteilige Auswirkungen auf die geschäftlichen Aussichten sowie die 
Ertrags-, Vermögens-, Finanz- und Liquiditätslage der Bank haben.  

Die Umsetzung einer verbindlichen Mindestanforderung bezüglich der NSFR, nach der 
Kreditinstitute ihre langfristigen Vermögenswerte unter normalen sowie unter angespannten 
Marktbedingungen über entsprechende stabile, langfristige Refinanzierungsquellen refinanzieren 
müssen, erfolgt nach einem Beobachtungszeitraum. Teile der diesbezüglichen, zwischenzeitlich 
zum Teil geänderten Basel III-Reformvorschläge wurden vom europäischen Gesetzgeber über 
technische Regulierungs- und Durchführungsstandards angepasst, während andere Teile, 
Anforderungen und Auslegungsleitlinien noch nicht endgültig festgelegt wurden. Schließlich enthält 
das CRD IV/CRR-Paket die Anforderung einer nicht-risikobasierten maximalen 
Verschuldungsquote (sog. Leverage Ratio), welche in Form einer verbindlichen Mindestanforderung 
seit 2018 in Kraft ist. 

Neben der Neueinordnung in das bankaufsichtliche Drei-Säulen-Modell sieht das finalisierte Baseler 
Leverage Ratio-Rahmenwerk verschiedene technische Änderungen an der Methodik zur 
Berechnung der Kennziffer vor. Weiterhin soll für global systemrelevante Banken (G-SIBs) ab 2022 
die Leverage Ratio-Anforderung um einen Kapitalzuschlag erhöht werden, der ebenfalls aus 
aufsichtlichem Kernkapital bestehen und 50 % des risikobasierten Kapitalpuffers für G-SIBs 
betragen soll Die Baseler Standards stellen Empfehlungen dar und sind rechtlich nicht bindend. Die 
Umsetzung der Vorgaben liegt daher im Ermessen der teilnehmenden Jurisdiktionen. In 
Deutschland hängt die Anwendung daher von den Vorgaben der EU ab. 

Zu den Bereichen, in denen Änderungen sich besonders stark auf das Geschäft der Emittentin 
auswirken könnten, zählen die folgenden: 

• die Geld-, Zins- und sonstige Politik der Zentralbanken und Aufsichtsbehörden; 

• allgemeine Änderungen der staatlichen oder aufsichtsrechtlichen Richtlinien, die sich, 
insbesondere in den Märkten, in denen die Emittentin tätig ist, erheblich auf 
Anlegerentscheidungen auswirken könnten; 
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• allgemeine Änderungen der aufsichtsrechtlichen Anforderungen, zum Beispiel 
Aufsichtsregeln bezüglich des rechtlichen Rahmens der Eigenkapitalanforderungen, die auf 
eine Verstärkung der finanziellen Stabilität und des Einlegerschutzes ausgerichtet sind; 

• Änderungen im Wettbewerb und der Preisgestaltung; 

• weitere Entwicklungen im Bereich der Finanzberichterstattung; 

• eine Differenzierung von staatlicher Seite zwischen den Finanzinstituten im Hinblick auf die 
Erweiterung von Garantien auf Kundeneinlagen und die mit diesen Garantien verbundenen 
Bedingungen; und  

• die Umsetzung regional anwendbarer Systeme für Kunden- oder Einlegerentschädigungs- 
oder –vergütungspläne.  

Die Umsetzung dieser aufsichtsrechtlichen Änderungen hat bereits zu einer Erhöhung der Kosten 
der Emittentin und ihre Tochtergesellschaften sowie anderer Finanzinstitute geführt und könnte dies 
auch weiterhin tun, was sich auf die Ergebnisse ihrer Geschäftstätigkeit auswirken könnte. Je nach 
Art der aufsichtsrechtlichen Änderung könnten die regulatorischen Aspekte zu verminderten 
Aktivitäten bei den Finanzinstituten führen, was erhebliche Auswirkungen auf die Geschäfte, 
Finanzlage und Ergebnisse der Geschäftstätigkeit der Emittentin und ihrer Tochtergesellschaften 
haben könnte. 

Geht die Emittentin auf Änderungen oder Initiativen bei den bankrechtlichen Vorschriften nicht 
ordnungsgemäß ein oder erweckt sie diesen Anschein, so könnte ihr Ansehen daran Schaden 
nehmen und sie sich einem weiteren rechtlichen Risiko aussetzen, welches wiederum die Höhe und 
Anzahl der ihr gegenüber geltend gemachten Forderungen und Verluste erhöht bzw. die Emittentin 
sich dem erhöhten Risiko der Geltendmachung von Vollstreckungsmaßnahmen, Ordnungsgeldern 
und Sanktionen aussetzt. 

Angesichts der Tatsache, dass die Eigenkapitalanforderungen verschärft und 
Liquiditätsanforderungen umgesetzt wurden, könnte sich die Emittentin gezwungen sehen, ihr 
Kapital zu erhöhen oder ihre risikogewichteten Aktiva („RWA“) in größerem Umfang zu reduzieren, 
was wiederum nachteilige Auswirkungen auf die langfristige Rentabilität der Emittentin haben 
könnte. Die mögliche Einführung einer rechtsverbindlichen Verschuldungsquote sowie Druck 
seitens des Marktes, eine bestimmte Verschuldungsquote einzuhalten (ungeachtet dessen, ob sie 
gesetzlich vorgeschrieben ist), könnten zu ähnlichen Ergebnissen führen. 

 

5.3. Maßnahmen der Regierungen und Zentralbanken als Reaktion auf die 
Finanzkrise beeinträchtigen den Wettbewerb maßgeblich und können die 
rechtliche und wirtschaftliche Position von Anlegern beeinträchtigen 

Als Reaktion auf die Finanzmarktkrise gab es bedeutende Eingriffe durch die Regierungen und 
Zentralbanken in den Finanzdienstleistungssektor, unter anderem bei der Übernahme unmittelbarer 
Beteiligungen an einzelnen Finanzinstituten und der Einbringung von Kapital in anderer Form, der 
Übernahme von Bürgschaften für Finanzinstitute sowie der Übernahme notleidender Werte von 
Finanzinstituten. In einigen Fällen wurden einzelne Finanzinstitute verstaatlicht. Um von diesen 
Maßnahmen profitieren zu können, muss sich die teilnehmende Bank in einigen Fällen zu 
bestimmtem Verhalten verpflichten, z.B. durch Kreditvergabe nur an bestimmte Arten von 
Kreditnehmern, Anpassung der Strategie der Bank, Aussetzung von Dividenden und anderen 
Gewinnausschüttungen sowie Einschränkungen bei der Vergütung von leitenden Angestellten. 

Derartige Eingriffe haben maßgeblichen Einfluss sowohl auf die betroffenen Institute als auch auf 
nicht betroffene, insbesondere hinsichtlich des Zugangs zu Refinanzierungsquellen und Kapital 
sowie der Möglichkeit des Einstellens und Haltens qualifizierter Mitarbeiter. Institute, wie die 
Emittentin und ihre Tochtergesellschaften, die keine staatliche Unterstützung erhalten haben, konnten 
zwar eine stärkere Autonomie in ihrer Strategie sowie Ausleihungs- und Vergütungspolitik 
beibehalten, könnten jedoch Wettbewerbsnachteile hinsichtlich ihrer Kostenbasis erleiden, 
insbesondere in Bezug auf ihre Refinanzierungskosten. Sie könnten außerdem Einbußen an 
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Einleger- oder Anlegervertrauen erleiden und damit dem Risiko eines Liquiditätsverlusts ausgesetzt 
sein. 

Die Durchführung derartiger Maßnahmen in Bezug auf andere Gesellschaften könnte Auswirkungen 
darauf haben, wie die Aussichten des Finanzdienstleistungssektors oder bestimmter Arten von 
Finanzinstrumenten insgesamt wahrgenommen werden. In diesem Fall könnte der Preis für die 
Finanzinstrumente der Emittentin und ihrer Tochtergesellschaften fallen und ihre 
Refinanzierungskosten steigen, was sich wesentlich nachteilig auf das Geschäft, das 
Betriebsergebnis oder die Finanzlage der Emittentin und ihrer Tochtergesellschaften auswirken 
könnte. 

 

5.4. Gläubigerrechte könnten durch Maßnahmen nach dem 
Restrukturierungsgesetz oder Umsetzungsmaßnahmen zur europäischen 
Richtlinie für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und 
Wertpapierfirmen (BRRD) negativ beeinflusst werden  

Als deutsches Kreditinstitut unterliegt die Emittentin dem sogenannten Restrukturierungsgesetz 
(Gesetz zur Restrukturierung und geordneten Abwicklung von Kreditinstituten, zur Errichtung eines 
Restrukturierungsfonds für Kreditinstitute und zur Verlängerung der Verjährungsfrist der 
aktienrechtlichen Organhaftung, “RStruktG”), das unter anderem - wie in den folgenden Absätzen 
näher erläutert - besondere Restrukturierungspläne für am 1. Januar 2011 bestehende deutsche 
Kreditinstitute einführte: (i) das Sanierungsverfahren gemäß §§ 2 ff. des Kreditinstitute-
Reorganisationsgesetzes (“KredReorgG”), (ii) das Reorganisationsverfahren gemäß §§ 7 ff. des 
KredReorgG und (iii) die Übertragungsanordnung gemäß §§ 48a ff. des Kreditwesengesetzes 
(KWG)) (die “Übertragungsanordnung”). 

Während ein Sanierungsverfahren im Allgemeinen nicht in die Gläubigerrechte eingreifen darf, kann 
ein im Rahmen eines Reorganisationsverfahrens aufgestellter Reorganisationsplan Maßnahmen 
vorsehen, die die Rechte der Gläubiger des Kreditinstituts beeinträchtigen, einschließlich einer 
Minderung der bestehenden Ansprüche oder einer Zahlungsaussetzung. Die im 
Reorganisationsplan vorgesehenen Maßnahmen unterliegen einem bestimmten 
Mehrheitsabstimmungsverfahren durch die Gläubiger und Aktionäre des betreffenden 
Kreditinstituts. Darüber hinaus sind im KredReorgG ausführliche Regeln für das 
Abstimmungsverfahren und die erforderlichen Mehrheiten festgelegt und inwieweit Neinstimmen 
unberücksichtigt bleiben können. Maßnahmen nach dem KredReorgG können der BaFin vom 
betreffenden Kreditinstitut angezeigt und daraufhin von der BaFin beantragt werden. Das 
Oberlandesgericht entscheidet – soweit es den Antrag nicht zurückweist – über den Antrag auf 
Durchführung eines Reorganisationsverfahrens. 

Im Falle einer Bestandsgefährdung des betreffenden Kreditinstituts und einer sich hieraus 
ergebenden Systemgefährdung kann die BaFin eine Übertragungsanordnung treffen, nach deren 
Maßgabe das Kreditinstitut gezwungen ist, seine Geschäftstätigkeit, Vermögenswerte oder 
Verbindlichkeiten insgesamt oder teilweise auf eine sogenannte Brückenbank zu übertragen.  

Die Ansprüche der Inhaber der Schuldverschreibungen können durch einen Reorganisationsplan, 
der in einem bestimmten Mehrheitsabstimmungsverfahren beschlossen werden kann, 
beeinträchtigt werden. Im Falle einer Übertragungsanordnung kann die Emittentin als ursprüngliche 
Schuldnerin der Inhaber der Schuldverschreibungen durch einen anderen Schuldner ersetzt werden 
(dessen Risikoprofil oder Kreditwürdigkeit sich grundlegend von dem bzw. der der Emittentin 
unterscheiden kann). Alternativ können die Ansprüche der Inhaber der Schuldverschreibungen 
gegenüber der Emittentin bestehen bleiben, während jedoch die Vermögenswerte, Geschäfte 
und/oder Kreditwürdigkeit der Emittentin möglicherweise nicht mehr dieselben sind wie vor der 
Übertragungsanordnung und sich im Vergleich erheblich verschlechtert haben können.  

Darüber hinaus hat der deutsche Gesetzgeber die BaFin im Rahmen des CRD IV-
Umsetzungsgesetzes ermächtigt, Eigenkapitalanforderungen aufzuerlegen, die die nach der CRR 
geltenden übersteigen, insbesondere wenn Risikoaspekte nicht vollständig durch die 
Eigenkapitalanforderungen im Rahmen der CRR abgedeckt sind oder die Risikotragfähigkeit 
gefährdet ist. Obwohl diese aufsichtsrechtlichen Maßnahmen nicht notwendigerweise direkt in die 
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Rechte der Inhaber der Schuldverschreibungen eingreifen, kann die bloße Tatsache, dass die BaFin 
ein solches Mittel bei einem bestimmten Kreditinstitut einsetzt, indirekte negative Auswirkungen 
haben, z.B. auf den Preis für die von diesem Unternehmen ausgegebenen Instrumente oder die 
Fähigkeit dieses Unternehmens, sich zu refinanzieren.  

Auf europäischer Ebene haben die EU-Institutionen das Gesetzgebungsverfahren bezüglich der 
BRRD (die Richtlinie zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von 
Kreditinstituten und Wertpapierfirmen (Bank Recovery and Resolution Directive - “BRRD”) 
abgeschlossen.  

Die BRRD wurden auf nationaler Ebene durch das Gesetz zur Sanierung und Abwicklung von 
Instituten und Finanzgruppen (Sanierung- und Abwicklungsgesetz – „SAG“) in deutsches Recht 
umgesetzt. Das SAG trat zum 01. Januar 2015 in Kraft. Neben anderen Abwicklungsmaßnahmen 
erlaubt das „SAG“ der Abwicklungsbehörde, die in § 91 SAG definierten berücksichtigungsfähigen 
Verbindlichkeiten der vorgenannten Institute, einschließlich jener Verbindlichkeiten unter den 
Schuldverschreibungen, abzuschreiben oder in Eigenkapital oder in andere Instrumente des harten 
Kernkapitals umzuwandeln („Gläubigerbeteiligung“ (Bail-In)). Die Voraussetzungen hierzu liegen 
vor, wenn (a) das Institut in seinem Bestand gefährdet ist, (b) die Maßnahmen erforderlich und 
verhältnismäßig sind und (c) sich die Bestandsgefährdung innerhalb des zur Verfügung stehenden 
Zeitrahmens nicht ebenso sicher durch andere Maßnahmen beseitigen lässt. Dabei gibt das SAG 
eine Rangfolge vor, nach der die Institutsgläubiger für die Verluste des Instituts haften (sog. 
Haftungskaskade). Gläubiger nachrangiger Verbindlichkeiten haften daher vor Gläubigern nicht-
nachrangiger Verbindlichkeiten. 
 
Das SAG beinhaltet zusätzlich die Abwicklungsinstrumente der (i) Unternehmensveräußerung, (ii) 
Übertragung auf ein Brückeninstitut und (iii) der Übertragung auf eine Vermögensgesellschaft sowie 
verschiedene andere Befugnisse nach denen die Abwicklungsbehörde berechtigt ist, eine Änderung 
oder Ergänzung von Schuldverschreibungen (einschließlich der Fälligkeit der 
Schuldverschreibungen oder des auf Schuldverschreibungen zahlbaren Zinsbetrags) 
vorzunehmen. Es ist wahrscheinlich, dass die Ausübung der Instrumente der 
Unternehmensveräußerung, der Übertragung auf ein Brückeninstitut und/oder der Ausgliederung 
von Vermögenswerten zur Aufteilung einer Bank (z. B. in eine sog. "Good Bank" und "Bad Bank") 
führen wird. Die verbleibende "Bad Bank" wird gewöhnlich liquidiert bzw. geht in die Insolvenz oder 
wird Gegenstand eines Moratoriums. Sofern Schuldverschreibungen bei dem zu liquidierenden Teil 
dieses Instituts verbleiben, kann sich der Marktwert solcher Schuldverschreibungen signifikant 
verringern, und Anleger in diese Schuldverschreibungen können einen Teil- oder Totalverlust des 
investierten Kapitals erleiden. Andererseits können Gläubiger der auf die "Good Bank" übertragenen 
Schuldverschreibungen unter Umständen erheblichen Risiken ausgesetzt sein, da die 
Bestimmungen des SAG und deren Ausübung durch die nationale Abwicklungsbehörde noch nicht 
erprobt sind, was sich wiederum auf den Marktwert der Schuldverschreibungen, deren Volatilität 
und die sich aus diesen Schuldverschreibungen ergebenden Rechte auswirken kann. Die 
Kreditwürdigkeit der "Good Bank" wird unter anderem davon abhängen, wie Anteile oder sonstige 
Eigentumstitel, Vermögenswerte, Rechte und Verbindlichkeiten zwischen der "Good Bank" und der 
"Bad Bank" aufgeteilt werden. Darüber hinaus sind möglicherweise Gegenleistungen und/oder 
Ausgleichsverbindlichkeiten in Abhängigkeit von der Art und Weise der Umsetzung dieser Aufteilung 
zu erbringen. Weiterhin führt das SAG sogenannte Frühinterventionsmaßnahmen ein, welche die 
zuständige Aufsichtsbehörde zusätzlich zu ihren Eingriffsbefugnissen nach dem 
Kreditwesengesetz, in die Lage versetzen, zu einem frühen Zeitpunkt in den Geschäftsbetrieb eines 
Instituts einzugreifen, um die Situation zu bereinigen und die Abwicklung eines Instituts zu 
verhindern. 
 
Anleger sollten daher beachten, dass die beschriebenen regulatorischen Maßnahmen die 
Emittentin aus ihren Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen entlassen könnten und dass 
der Anleger in diesem Fall weder berechtigt ist, eine vorzeitige Rückzahlung zu verlangen noch 
andere Rechte auszuüben. 

Potenzielle Erwerber der Schuldverschreibungen sollten daher berücksichtigen, dass sie im Falle 
einer Krise bei der Emittentin und damit auch bereits vor einer Liquidation oder Insolvenz oder vor 
Einleitung entsprechender Verfahren in besonderem Umfang einem Ausfallrisiko ausgesetzt sind 
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und dass sie in einem solchen Fall potenziell ihr investiertes Kapital teilweise oder insgesamt 
verlieren. Des Weiteren kann die Tatsache, dass die EZB und/oder die BaFin oder eine andere 
zuständige Aufsichtsbehörde solche Maßnahmen auf ein Kreditinstitut anwendet, obwohl diese 
aufsichtsrechtlichen Maßnahmen möglicherweise nicht direkt in die Rechte der Inhaber der 
Schuldverschreibungen eingreifen, negative Auswirkungen haben, z.B. auf die Preisfindung für 
Schuldverschreibungen oder die Fähigkeit der Emittentin, sich zu refinanzieren. 

 

5.5. Die staatliche Schuldenkrise in Europa könnte sich ausbreiten oder 
Mitgliedstaaten könnten aus der Währungsunion austreten, was zu Verlusten in 
allen Geschäftsbereichen der Emittentin führen könnte 

Aufsichtsrechtliche und politische Maßnahmen der europäischen Regierungen als Reaktion auf die 
staatliche Schuldenkrise in Europa könnten nicht ausreichen, um zu verhindern, dass sich die Krise 
ausbreitet oder dass ein Mitgliedstaat bzw. mehrere Mitgliedstaaten aus der Währungsunion 
bezüglich des Euro wieder austritt bzw. austreten. Ein Rückzug eines Mitgliedstaats oder mehrerer 
Mitgliedstaaten aus der Währungsunion könnte unabsehbare Folgen für das Finanzsystem und die 
allgemeine Wirtschaftsentwicklung haben, was wiederum zu einem Rückgang der 
Geschäftstätigkeit, zu Abschreibungen auf Vermögenswerte und somit zu Verlusten in allen 
Geschäftsbereichen der Emittentin führen könnte. Die Möglichkeiten der Emittentin, sich vor diesen 
Risiken zu schützen, sind begrenzt. 

Wenn die politischen Entscheidungsträger in Europa nicht in der Lage wären, die staatliche 
Schuldenkrise in Europa zu kontrollieren, hätte dies voraussichtlich erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die Ergebnisse der Geschäftstätigkeit und Finanzlage der Emittentin, da die 
Banken, einschließlich der Emittentin, bei einer weiteren Verschlechterung des 
makroökonomischen Umfelds gezwungen sein könnten, (weitere) Abschreibungen auf ihre 
Forderungen gegenüber staatlichen Schuldnern sowie andere Forderungen vorzunehmen. Darüber 
hinaus besteht die Möglichkeit, dass ein Mitgliedstaat oder mehrere Mitgliedstaaten der Eurozone 
aus der Währungsunion bezüglich des Euro wieder austritt/ austreten, was in den betreffenden 
Ländern zur Wiedereinführung der Landeswährung führen würde. Die Auswirkungen eines solchen 
Ereignisses sind schwer abzuschätzen und könnten die Geschäfte und Aussichten der Emittentin 
erheblich nachteilig beeinflussen, u.a. aufgrund nachteiliger Auswirkungen auf das Finanzsystem 
und die Wirtschaftsaktivitäten sowohl innerhalb als auch außerhalb der Eurozone.  

Sollte sich ein Land der Eurozone dazu entschließen, aus der Währungsunion auszutreten, könnte 
die sich hieraus ergebende Notwendigkeit zur Wiedereinführung einer Landeswährung und 
Umstellung bestehender vertraglicher Verpflichtungen unabsehbare finanzielle, rechtliche, 
politische und soziale Folgen haben. Angesichts der engen Verflechtungen innerhalb des 
Finanzsystems in der Eurozone und des Umfangs der Risiken, denen die Emittentin bei öffentlichen 
und privaten Gegenparteien in ganz Europa ausgesetzt ist, sind die Planungsmöglichkeiten der 
Emittentin für einen solchen Notfall zwecks Eindämmung der Risiken auf ein unerhebliches Niveau 
voraussichtlich eingeschränkt. Wenn sich das allgemeine Wirtschaftsklima aufgrund eines Austritts 
oder mehrerer Austritte aus der Eurozone verschlechtert, könnten nahezu alle Geschäftssegmente 
der Emittentin, einschließlich der mit einem stabileren Transaktionsfluss, beeinträchtigt werden. 
Sollte die Emittentin gezwungen sein, zusätzliche Wertberichtigungen auf Forderungen 
vorzunehmen, könnte sie beträchtliche Verluste erleiden. 
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B. Allgemeine Informationen 

1. Verantwortliche Personen 

Die LIGA Bank eG, Dr.-Theobald-Schrems-Straße 3, 93055 Regensburg, übernimmt für die in 
diesem Registrierungsformular gemachten Angaben gemäß § 5 Abs. 4 Wertpapierprospektgesetz 
(„WpPG“) die Verantwortung.  

Die Emittentin erklärt, dass ihres Wissens die Angaben richtig und keine wesentlichen Umstände 
ausgelassen sind. 

 

2. Billigung und Veröffentlichung des Registrierungsformulars 

Dieses Registrierungsformular ist von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
gebilligt worden. Die BaFin hat neben der formellen Vollständigkeit dieses Registrierungsformulars 
die Kohärenz und Verständlichkeit der vorgelegten Informationen gem. § 13 Absatz 1 WpPG 
überprüft. Eine Prüfung der inhaltlichen Richtigkeit wurde nicht durchgeführt.  

Das Registrierungsformular ist durch Bereitstellung in elektronischer Form auf der Internetseite der 
Emittentin unter  - www.ligabank.de/privatkunden/sparen-geldanlage/wertpapiere/anleihen.html 
bzw. www.ligabank.de/institutionelle-kunden/vermoegensanlage/wertpapiere/anleihen.html 
abrufbar sowie durch Bereithaltung gedruckter Fassungen zur kostenlosen Ausgabe an den Anleger 
während der üblichen Öffnungszeiten bei der LIGA Bank eG, Dr.-Theobald-Schrems-Straße 3, 
93055 Regensburg erhältlich. Basisprospekte oder andere Einzeldokumente, die gemäß § 12 Abs. 
1 Satz 1 WpPG zusammen mit dem Registrierungsformular einen vollständigen Prospekt bilden, 
sind bzw. werden in der gleichen Form erhältlich sein. 
 
Dieses Registrierungsformular stellt ausschließlich den Stand seines Datums dar. Es ist für einen 
Zeitraum von zwölf Monaten ab dem Tag der Billigung gültig, sofern es um die gemäß § 16 WpPG 
erforderlichen Nachträge ergänzt wird. 
 
 

3. Informationen von Seiten Dritter 

In diesem Registrierungsformular wurden Angaben der Ratingagenturen FitchRatings und Standard 
& Poor’s zum Rating der FinanzGruppe aufgenommen. Die Angaben finden sich auf der 
Internetseite des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken (BVR) unter 
www.bvr.de im Bereich „Wer wir sind“ in der Rubrik „Genossenschaftliche FinanzGruppe“ unter dem 
Abschnitt „Unser Rating“. 

Die Emittentin bestätigt, dass alle Informationen von Seiten Dritter korrekt wiedergegeben wurden 
und dass soweit es ihr bekannt ist und sie aus den von dieser dritten Partei veröffentlichten 
Informationen ableiten konnte, keine Tatsachen fehlen, die die wiedergegebenen Informationen 
unkorrekt oder irreführend gestalten würden. 

 

4. Einsehbare Dokumente 

Während der Gültigkeitsdauer dieses Registrierungsformulars sind die Satzung der Emittentin in 
der jeweils aktuellen Fassung und die Geschäftsberichte der Emittentin für die Geschäftsjahre 2016 
und 2017 in Papierform während der üblichen Öffnungszeiten bei der LIGA Bank eG, Dr.-Theobald-
Schrems-Straße 3, 93055 Regensburg, einsehbar bzw. kostenlos erhältlich.  

http://www.ligabank.de/privatkunden/sparen-geldanlage/wertpapiere/anleihen.html
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C. Informationen über die Emittentin 

1. Grundlegende Angaben über die Emittentin 

Die Emittentin ist eine eingetragene Genossenschaft deutschen Rechts. Sie ist unter der Firma 
„LIGA Bank eG“ in das Genossenschaftsregister beim Registergericht Regensburg unter der 
Nummer 566 eingetragen. LIGA Bank eG ist der juristische und LIGA BANK der kommerzielle Name 
der Emittentin. Der Sitz der Emittentin ist Dr.-Theobald-Schrems-Straße 3, 93055 Regensburg, 
Bundesrepublik Deutschland. Die Gesellschaft ist unter der Telefonnummer 0941 4095 0 erreichbar. 

Historie: 

1917 Gründung am 15. Februar als „Verband der katholischen Ökonomiepfarrer Bayerns, 
eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haftpflicht“ (Land: Deutschland) 

1919 Neugründung am 27. Oktober als „Wirtschaftlicher Verband der katholischen Geistlichen 
Bayerns, eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haftpflicht“  

1924 Satzungsänderung und Änderung des Firmennamens in „LIGA, Wirtschaftlicher Verband der 
katholischen Geistlichen Bayerns e.g.m.b.H. Regensburg“ 

1937 Satzungsänderung und Änderung des Firmennamens in „LIGA, Spar- und 
Kreditgenossenschaft eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haftpflicht“ 

1976 Satzungsänderung und Änderung des Firmennamens in „LIGA, Spar- und 
Kreditgenossenschaft eG. Regensburg“ 

2000 Satzungsänderung und Änderung des Firmennamens in „LIGA Bank eG“ 

2017 Satzungsänderung in Hinblick auf Erweiterung des Geschäftszwecks auf Pfandbriefe 

 

Darüber hinaus ist die Emittentin eingebunden in die genossenschaftliche FinanzGruppe. Sie gehört 
dem Bundesverband der deutschen Volks- und Raiffeisenbanken (BVR) an und ist Mitglied der 
dortigen Sicherungseinrichtung. 

 

2. Geschäftsüberblick 

Die Emittentin ist ein Kreditinstitut i.S.v. § 1 Absatz 1 des Kreditwesengesetzes und bietet als 
"Dienstleister für die Kirche" sämtliche Dienstleistungen einer Universalbank einschließlich 
Pfanbriefgeschäfte an. Die Emittentin betreut seit 1917 den katholischen Klerus, die Diözesen und 
Pfarrgemeinden, die Caritas, Ordensgemeinschaften, kirchliche Einrichtungen und deren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die Hauptgeschäftstätigkeiten der Emittentin liegen im Aktiv-, 
Passiv- und im Dienstleistungsgeschäft, Gegenstand des Unternehmens ist die Durchführung von 
banküblichen und ergänzenden Geschäften für Kunden, insbesondere: 

(a) die Pflege des Spargedankens, vor allem durch Annahme von Spareinlagen, 
(b) die Annahme von sonstigen Einlagen, 
(c) die Gewährung von Krediten aller Art, 
(d) die Übernahme von Bürgschaften, Garantien und sonstigen Gewährleistungen sowie die 

Durchführung von Treuhandgeschäften, 
(e) die Durchführung des Zahlungsverkehrs, 
(f) die Durchführung des Auslandsgeschäfts einschließlich des An- und Verkaufs von Devisen und 

Sorten, 
(g) die Vermögensberatung, Vermögensvermittlung und Vermögensverwaltung 
(h) der Erwerb und die Veräußerung sowie die Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren und 

anderen Vermögenswerten, 
(i) die Vermittlung oder der Verkauf von Bausparverträgen, Versicherungen  
(j) die Durchführung aller nach dem Pfandbriefgesetz zulässigen Geschäfte. 
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Daneben werden Eigengeschäfte zur Ertrags-, Risiko- und Liquiditätssteuerung durchgeführt. 

Das Geschäftsgebiet der Emittentin liegt im süddeutschen Raum, den Bistümern Dresden-Meißen 
und Görlitz. Sie ist neben der Hauptstelle am Sitz der Emittentin mit 11 weiteren Filialen vertreten.  

 

3. Verwaltungs-, Management- und Aufsichtsorgane 

3.1. Organe 

Die Organe der Emittentin sind der Vorstand, der Aufsichtsrat und die Vertreterversammlung. Der 
Vorstand führt die Geschäfte der Bank in eigener Verantwortung gemäß den Vorschriften der 
Gesetze, insbesondere des Genossenschaftsgesetzes, der Satzung und der Geschäftsordnung für 
den Vorstand.  

Gemäß § 15 der Satzung können zwei Vorstandsmitglieder rechtsverbindlich zeichnen und 
Erklärungen abgeben (gesetzliche Vertretung). 

Als Vorstand der Emittentin sind derzeit bestellt: 

Jörg-Peter Nitschmann, Vorsitzender des Vorstandes 
Winfried Lachner 
Andrea Hoffmann (stellv. Vorstandsmitglied) 
 

Die Mitglieder des Vorstands bekleiden neben ihrer Tätigkeit bei der Emittentin noch die 
nachfolgenden Mandate, die für die Emittentin von Bedeutung sind: 
 
Jörg-Peter Nitschmann: 
Stiftungsrat LIGA BANK Stiftung 
Domus AG, Aufsichtsrat 
 
Winfried Lachner: 
Domus AG, Aufsichtsrat 
 
Andrea Hoffmann: 
Domus AG, Vorstand 
 
Der Aufsichtsrat besteht aktuell aus folgenden Mitgliedern: 

Peter Schappert, Domkapitular, Diözesanökonom, Speyer (Vorsitzender), 
Bernd Franz Schaller, Militärdekan, Kath. Militärbischofsamt (stellvertretender Vorsitzender), 
Dr. Klaus Donaubauer, Bischöflicher Finanzdirektor, Augsburg, 
Gottfried Doll, Pfarrer, Erzdiözese München und FreisingMichael Fuchs, Prälat, Domkapitular, 
Generalvikar, Diözese Regensburg, 
Bernhard Gaar, Pfarrer, Diözese Dresden-Meißen, 
Hans Geisler, Pfarrer, Diözese Görlitz, 
Markus Haering, Pater, Cellerar, Benediktinerabtei Metten, 
Bernd Herbinger, Pfarrer, Diözese Rottenburg-Stuttgart, 
Sr. Edith Heubl, Regionaloberin, Franziskanerinnen im Gnadenthal,  
Christian Kriegbaum, Stadtpfarrer, Diözese Passau, 
Franz Mattes, Domkapitular, Diözesancaritasdirektor für die Diözese Eichstätt, 
Bernhard Piendl, Prälat, Landescaritasdirektor, Dt. Caritasverband Landesverband Bayern e.V., 
Raimund Reinwald, EGR, Pfarrer, Erzdiözese Bamberg, 
Dr. Burkhard Rosenzweig, Domvikar, Rektor des Exerzitienhauses Himmelpforten, Diözese 
Würzburg, 
Rainer Schinko, Domvikar, Internatsdirektor der Regensburger Domspatzen, Diözese 
Regensburg, 
Andreas Simbeck, Monsignore, Landespolizeidekan, Kath. Polizeiseelsorge Bayern. 
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Die Mitglieder des Aufsichtsrats üben neben ihrer Tätigkeit bei der Emittentin keine Tätigkeiten aus, 
die für die Emittentin von Bedeutung sind.  
Der Vorstand und der Aufsichtsrat sind über die Geschäftsadresse der Emittentin zu erreichen. 

Die Vertreterversammlung vertritt die Mitglieder der Genossenschaft. Die Aufgaben der 
Vertreterversammlung sind in der Satzung geregelt. 

 

3.2. Interessenkonflikte 

Es bestehen von Seiten der Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates keine potentiellen 
Interessenkonflikte zwischen den Verpflichtungen gegenüber der Emittentin sowie ihren privaten 
Interessen oder sonstigen Verpflichtungen. 

 

4. Hauptaktionäre 

Die Gesellschaftsstruktur der Emittentin basiert auf dem genossenschaftlichen Prinzip nach 
Raiffeisen/Schulze-Delitzsch. Träger und Teilhaber der Emittentin sind ihre Mitglieder. Jedes 
Mitglied nimmt im Wege seiner mitgliedschaftlichen Rechte und Pflichten Einfluss auf die 
Genossenschaft und trägt somit seiner Mitbestimmung und Mitverantwortung gegenüber der 
Genossenschaft bei. Mit dem Erwerb eines Geschäftsanteils in Höhe von 50 € erhält jedes Mitglied 
das gleiche Mitspracherecht, unabhängig davon, wie viele weitere Anteile das Mitglied besitzt. Mit 
jedem Geschäftsanteil ist eine Haftsumme von 50 € verbunden. Die Mitglieder wählen über ihre 
Vertreter den Aufsichtsrat. 

Eine Einflussnahme in Abhängigkeit von der Höhe des eingebrachten Beteiligungskapitals ist somit 
nicht möglich. 

Aufgrund des genossenschaftlichen Prinzips, an dem die Emittentin auch künftig festhalten wird, 
sind direkte Einflussnahmemöglichkeiten durch einzelne juristische und private Personen auch 
künftig nicht zu erwarten. 

 

5. Wesentliche Verträge - Institutsbezogene Sicherungssysteme 

5.1. BVR Institutssicherungs GmbH 

Die Emittentin ist zur Erfüllung der umfassenden Sicherungspflicht gemäß der Richtlinie 2014/49/EU 
(Einlagensicherungsrichtlinie) bzw. des Einlagensicherungsgesetzes (EinSIG), wonach alle 
Kreditinstitute einem anerkannten Einlagensicherungssystem zugehören müssen, der BVR 
Institutssicherungs GmbH („BVR-ISG“) angeschlossen.  

Die BVR-ISG hat als institutsbezogenes Sicherungssystem im Sinne von Artikel 113 Abs. 7 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 die Aufgabe, drohende oder bestehende wirtschaftliche 
Schwierigkeiten ihrer Mitglieder abzuwenden oder zu beheben (Institutsschutz). Zu diesem Zweck 
ergreift die BVR-ISG Präventiv- und Sanierungsmaßnahmen. Stellt die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht dennoch den Entschädigungsfall nach § 10 Einlagen-
sicherungsgesetz (z.B. bei Insolvenz) für die Emittentin fest, entschädigt die BVR-ISG die 
entschädigungsfähigen Einlagen. Der gesetzliche Anspruch auf Entschädigung wird dabei 
grundsätzlich maximal in Höhe von insgesamt bis zu EUR 100.000 je Einleger gewährt. Grund und 
Höhe des Entschädigungsanspruchs richten sich dabei im Einzelnen nach §§ 5 bis 9 des 
Einlagensicherungsgesetzes.  

Ansprüche aus Schuldverschreibungen (einschließlich Zertifikate) sind vom gesetzlichen 
Entschädigungsanspruch nicht erfasst.  
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5.2. Freiwillige Sicherungseinrichtung des BVR 

Die Emittentin ist darüber hinaus der freiwilligen Sicherungseinrichtung („BVR-SE“) des 
Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken e.V. („BVR“) angeschlossen. 
Die BVR-SE hat die Aufgabe, drohende oder bestehende wirtschaftliche Schwierigkeiten bei den 
der BVR-SE angeschlossenen Instituten abzuwenden oder zu beheben (Institutsschutz) und 
Beeinträchtigungen des Vertrauens in die angeschlossenen genossenschaftlichen Institute zu 
verhüten. Zu diesem Zweck ergreift die BVR-SE Präventiv- und Sanierungsmaßnahmen. Die BVR-
SE schützt auf Basis ihres Statuts neben Einlagen alle verbrieften Verbindlichkeiten, die in Form 
von nicht nachrangigen Schuldverschreibungen durch die angeschlossenen Institute begeben 
werden und im Besitz von Nicht-Kreditinstituten sind. Die angeschlossenen Institute haben keinen 
Rechtsanspruch auf Hilfeleistung durch die BVR-SE oder auf das Vermögen der BVR-SE. 

 

6. Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 

Es gibt keine staatlichen Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich 
derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis der Emittentin noch anhängig sind oder eingeleitet werden 
können), die im Zeitraum der mindestens letzten 12 Monate bestanden/abgeschlossen wurden und 
die sich erheblich auf die Finanzlage oder Rentabilität der Emittentin auswirken bzw. in jüngster Zeit 
ausgewirkt haben.  

 

7. Rating 

Die Emittentin hat bisher kein eigenständiges Rating einer Ratingagentur erhalten. Angesichts der 
wachsenden Bedeutung externer Bonitätsbeurteilungen an den Finanz- und Kapitalmärkten hat der 
Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken (BVR) die Ratingagentur 
FitchRatings und Standard & Poor`s Ratings Services um eine Bonitätsbeurteilung für den Finanz-
Verbund gebeten. Die genossenschaftliche FinanzGruppe mit ihren über 970 Volks- und 
Raiffeisenbanken hat am 13. Dezember 2017 ein Rating von Fitch Deutschland GmbH, 
Taunusanlage 17, 60325 Frankfurt am Main und am 01. Februar 2018 von Standard & Poor´s Credit 
Market Services Europe Limited (S&P), Neue Mainzer Straße 52, 60311 Frankfurt am Main, 
erhalten. Jede dieser Ratingagenturen hat ihren Sitz innerhalb der Europäischen Union. Beide 
Rating-Agenturen haben sich im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 über Ratingagenturen bei der 
Europäischen Wertpapieraufsichtsbehörde (ESMA) registrieren lassen. 

Das Verbundrating beinhaltet folgende Bewertungen: 

 Fitch S&P 

Langfristig AA- AA- 

Kurzfristig: F1+  A-1+ 

Support-Rating: 5  * 

Outlook (Ausblick): Stable Stable 

* S&P führt hier keine Einstufung durch. 
 
Die Angaben in der Tabelle finden sich auf der Internetseite des Bundesverbandes der Deutschen 
Volksbanken und Raiffeisenbanken (BVR) unter www.bvr.de im Bereich „Wer wir sind“ in der Rubrik 
„Genossenschaftliche FinanzGruppe“ unter dem Abschnitt „Unser Rating“. 
 
 
Die Einstufungen in den Spalten Fitch und S&P haben folgende Bedeutung: 

AA- im langfristigen Rating (internationale langfristige Kreditbewertungen) bedeutet, dass der 
Schuldner eine sehr starke Fähigkeit zur Einhaltung seiner finanziellen Verpflichtungen hat. Es 
unterscheidet sich von den am höchsten bewerteten Schuldnern nur zu einem geringen Grad. 
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F1+/ im kurzfristigen Rating (internationale kurzfristige Kreditbewertungen) bedeutet „eine sichere 
Anlage, das Ausfallrisiko ist so gut wie vernachlässigbar, jedoch längerfristig etwas schwerer 
einzuschätzen. 

A-1+ im kurzfristigen Rating (internationale kurzfristige Kreditbewertungen) bedeutet „höchste 
Kreditqualität“ und „zeigt die stärkste Fähigkeit, finanzielle Verpflichtungen rechtzeitig zu zahlen“. 

Ein „Support-Rating“ beschreibt die Bereitschaft und Fähigkeit eines möglichen Unterstützers, die 
bewertete Bank bzw. Gruppe zu unterstützen. „1“ steht für eine hohe Wahrscheinlichkeit externer 
Unterstützung. Der Unterstützer wird dabei selbst sehr hoch eingeschätzt, ebenso seine 
Bereitschaft, die Unterstützung tatsächlich zu leisten. 

Outlook (Ausblick) „Stable“ testiert eine stabile Gesamtsituation und damit die geringe 
Wahrscheinlichkeit einer kurzfristigen Verschlechterung der Ratingbewertung. 

Ratingagenturen bewerten mit Hilfe einer Bonitätsbeurteilung, ob ein potenzieller Kreditnehmer 
zukünftig in der Lage sein wird, seinen Kreditverpflichtungen nachzukommen. Nachfolgend sind die 
Kategorien der langfristigen und der kurzfristigen Ratings von S&P und Fitch dargestellt. 

 

Kategorien der langfristigen S&P Ratings:   Kategorien der kurzfristigen S&P Ratings 

AAA             A-1 
AA              A-2 
A              A-3 
BBB             B 
BB              B-1 
B              B-2 
CCC             B-3 
CC              C 
C              D  
CI 
R 
SD               
D 
NR 
 

Kategorien der langfristigen Fitch Ratings:   Kategorien der kurzfristigen Fitch Ratings 

AAA              F1 
AA              F2 
A              F3 
BBB              B 
BB              C 
B              RD 
              D 
CCC               
CC               
C 
RD 
D 
 
“+“ oder “- “ Zeichen werden einem Rating zugeordnet, um seine Position innerhalb der 
Hauptratingkategorie zu beschreiben. 

 

8. Abschlussprüfer 

Die Jahresabschlüsse der Geschäftsjahre 2016 und 2017 der Emittentin wurden durch den 
Genossenschaftsverband Bayern, Türkenstrasse 22-24, 80333 München geprüft und mit einem 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen. 
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Der Genossenschaftsverband Bayern ist Mitglied in der Wirtschaftsprüferkammer, Rauchstraße 26, 
10787 Berlin sowie Mitglied im Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW), 
Tersteegenstraße 14, 40474 Düsseldorf. 

 

9. Wesentliche Veränderungen in der Finanzlage 

Seit dem Datum des letzten geprüften Jahresabschlusses zum 31.12.2017 sind keine wesentlichen 
Veränderungen in der Finanzlage der Emittentin eingetreten. 
 

10. Trend Informationen  

Seit dem Datum des letzten geprüften Jahresabschlusses zum 31.12.2017 sind keine wesentlichen 
negativen Veränderungen in den Aussichten der Emittentin eingetreten. 
 
Bekannte Trends, die die Aussichten der Emittentin beeinflussen könnten, sind insbesondere die 
politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen an den Finanzmärkten (Euro-Krise). In Folge 
der Finanzmarktkrise haben sich die regulatorischen Rahmenbedingungen für Banken verändert. 
Besondere Herausforderungen sind hier vor allem die erhöhten Eigenkapitalanforderungen durch 
die zuständigen Aufsichtsbehörden. 
 

 

D. Historische Finanzangaben 

Die Finanzangaben der Emittentin wurden nach den Anforderungen des Handelsgesetzbuches 
(HGB) erstellt.  

Die Emittentin erstellt keine Quartals- oder Halbjahresberichte. 

  

Jahresabschluss 2016 

 

Die Jahresbilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung, der Anhang und der Bestätigungsvermerk der 
Abschlussprüfer für die Emittentin sind auf den Seiten 21 bis 38 wiedergegeben. 

 

Jahresabschluss 2017 

 

Die Jahresbilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung, der Anhang und der Bestätigungsvermerk der 
Abschlussprüfer für die Emittentin sind auf den Seiten 39 bis 60 wiedergegeben. 
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1.1. Bilanz
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1.2. Gewinn- und Verlustrechnung 
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1.3. Anhang
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1.4. Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
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2. Jahresabschluss 2017 
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2.2. Gewinn- und Verlustrechnung 
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